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BUNDESGERICHTSHOF 

 
BESCHLUSS 

 
1 StR 451/20 

vom 

12. Januar 2021 

in der Strafsache 

gegen 

 

 

 

  

 

 

wegen schweren Raubes 
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Der 1. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat nach Anhörung des Beschwerde-

führers und des Generalbundesanwalts – zu 2. auf dessen Antrag – am  

12. Januar 2021 gemäß § 349 Abs. 2 und 4 StPO beschlossen: 

 

1. Auf die Revision des Angeklagten wird das Urteil des Landge-

richts Landshut vom 25. August 2020 im Strafausspruch aufge-

hoben.  

2. Die weitergehende Revision wird als unbegründet verworfen.  

3. Im Umfang der Aufhebung wird die Sache zu neuer Verhand-

lung und Entscheidung, auch über die Kosten des Rechtsmit-

tels, an eine andere Strafkammer des Landgerichts zurückver-

wiesen. 

 

 

Gründe: 

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen schweren Raubes zu einer 

Freiheitsstrafe von vier Jahren und neun Monaten verurteilt. Hiergegen richtet 

sich die Revision des Angeklagten mit der Rüge der Verletzung materiellen 

Rechts. Das Rechtsmittel hat hinsichtlich des Strafausspruchs Erfolg; im Übrigen 

ist es unbegründet im Sinne von § 349 Abs. 2 StPO. 

Das Landgericht hat bei der Strafrahmenwahl sowie bei der Strafzumes-

sung im engeren Sinne zum Nachteil des Angeklagten berücksichtigt, dass die-

ser eine Scheinwaffe als Werkzeug bzw. Mittel im Sinne des § 250 Abs. 1 Nr. 1b 

StGB nicht nur bei sich führte, sondern sie gezielt einsetzte und somit verwen-

dete, indem er sie auf die Zeugin D.       richtete. Dies verstößt gegen § 46 Abs. 3 
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StGB, wonach Umstände, die schon Merkmale des gesetzlichen Tatbestandes 

sind, bei der Strafzumessung nicht berücksichtigt werden dürfen. Nach der 

Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs gehört der geplante und umgesetzte 

Einsatz einer Scheinwaffe als Druckmittel bereits zum Regelfall der Tatbestands-

verwirklichung des § 250 Abs. 1 Nr. 1b StGB (vgl. BGH, Beschlüsse vom 

26. September 2019 – 4 StR 342/17 Rn. 10 und vom 4. August 1999 – 2 StR 

342/99 Rn. 2). Der Senat kann nicht ausschließen, dass sich dieser Wertungs-

fehler auf die verhängte Strafe ausgewirkt hat. Die Feststellungen sind davon 

nicht betroffen und können aufrechterhalten bleiben. 

Raum Jäger Fischer 

Hohoff RiBGH Dr. Leplow ist im  
Urlaub und deshalb an der 
Unterschriftsleistung gehin-
dert. 
 

Raum 

Vorinstanz: 

Landshut, LG, 25.08.2020 - 405 Js 4607/20 (2) 1 KLs 

 


